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Hindernis auf dem Wege zur Herbeiführung eines gerechten,
umfassenden und dauerhaften Friedens in der Region darstel-
len;

5. fordert Israel auf, die Gespräche mit Syrien und
Libanon wiederaufzunehmen und die im Verlauf der früheren
Gespräche eingegangenen Verpflichtungen und abgegebenen
Zusicherungen zu achten;

6. verlangt erneut, dass sich Israel in Durchführung
der einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats bis zur Li-
nie vom 4. Juni 1967 aus dem gesamten besetzten syrischen
Golan zurückzieht;

7. fordert alle betroffenen Parteien, die gemeinsamen
Schirmherren des Friedensprozesses und die gesamte interna-
tionale Gemeinschaft auf, alle erforderlichen Anstrengungen
zu unternehmen, um die Wiederaufnahme des Friedenspro-
zesses und seinen Erfolg sicherzustellen, indem sie die Reso-
lutionen 242 (1967) und 338 (1973) des Sicherheitsrats
durchführen;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten.
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in Anerkennung des wichtigen Beitrags, den die nach-
haltige Erschließung und Bewirtschaftung der Ressourcen
und Nutzungsmöglichkeiten der Ozeane und Meere zur Errei-
chung der internationalen Entwicklungsziele, einschließlich
der in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen86

enthaltenen Ziele, leistet, 

in dem Bewusstsein, dass die Probleme des Meeres-
raums eng miteinander verbunden sind und im Rahmen eines
integrierten, interdisziplinären und intersektoralen Ansatzes
als Ganzes betrachtet werden müssen, und in Bekräftigung
der Notwendigkeit, die Zusammenarbeit und die Koordinie-
rung auf nationaler, regionaler und globaler Ebene im Ein-
klang mit dem Seerechtsübereinkommen zu verbessern, um
die Anstrengungen der einzelnen Staaten zur Förderung der
Durchführung und Einhaltung des Übereinkommens sowie
der integrierten Bewirtschaftung und nachhaltigen Erschlie-
ßung der Ozeane und Meere zu unterstützen und zu ergänzen,

erneut erklärend, dass es unerlässlich ist, zusammenzu-
arbeiten, namentlich durch den Aufbau von Kapazitäten und
die Weitergabe von Meerestechnologie, um sicherzustellen,
dass alle Staaten, insbesondere die Entwicklungsländer und
vor allem die am wenigsten entwickelten Länder und die klei-
nen Inselentwicklungsländer sowie die afrikanischen Küsten-
staaten, in der Lage sind, sowohl das Seerechtsübereinkom-
men durchzuführen und aus der nachhaltigen Erschließung
der Ozeane und Meere Nutzen zu ziehen als auch voll an den
globalen und regionalen Foren und Prozessen mitzuwirken,
die sich mit Fragen im Zusammenhang mit den Ozeanen und
dem Seerecht befassen,

betonend, dass die zuständigen internationalen Organi-
sationen verstärkt in die Lage versetzt werden müssen, auf
globaler, regionaler, subregionaler und bilateraler Ebene
durch Kooperationsprogramme mit den Regierungen zu dem
Ausbau nationaler Kapazitäten in der Meereswissenschaft
und der nachhaltigen Bewirtschaftung der Ozeane und ihrer
Ressourcen beizutragen, 

unter Hinweis darauf, dass die Meereswissenschaft eine
wichtige Rolle dabei spielt, die Armut zu bekämpfen, zur Er-
nährungssicherheit beizutragen, die Meeresumwelt und die
Meeresressourcen der Welt zu erhalten, Naturereignisse zu
verstehen, vorherzusagen und darauf zu reagieren sowie die
nachhaltige Erschließung der Ozeane und Meere zu fördern,
indem sie durch nachhaltige Forschungsanstrengungen und
die Evaluierung der Überwachungsergebnisse den Wissens-
stand verbessert und dieses Wissen auf die Bewirtschaftungs-
und Entscheidungsprozesse anwendet,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über
die schwerwiegenden nachteiligen Auswirkungen bestimmter
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Geschichte der Menschheit birgt und dass dieses Erbe eine
Ressource darstellt, die geschützt und erhalten werden muss, 

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem anhaltenden
Problem der auf See verübten grenzüberschreitenden orga-
nisierten Kriminalität, namentlich dem unerlaubten Handel
mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen, der Schleusung
von Migranten und dem Menschenhandel, und der Bedrohun-
gen der Sicherheit der Schifffahrt, namentlich Seeräuberei,
bewaffnete Raubüberfälle auf See, Schmuggel und terroristi-
sche Handlungen gegen den Schiffsverkehr, Offshore-Anla-
gen und andere maritime Interessen, und in Anbetracht der
beklagenswerten Verluste an Menschenleben und der nach-
teiligen Auswirkungen auf den internationalen Handel, die
Energiesicherheit und die Weltwirtschaft, die aus diesen Ak-
tivitäten resultieren,

feststellend, wie wichtig die Festlegung der äußeren
Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen ist
und dass es im allgemeinen Interesse der internationalen Ge-
meinschaft liegt, dass die Küstenstaaten mit einem Festland-
sockel jenseits von 200 Seemeilen der Kommission zur Be-
grenzung des Festlandsockels („Kommission“) Informatio-
nen über die äußeren Grenzen des Festlandsockels jenseits
von 200 Seemeilen übermitteln, und es begrüßend, dass eine
beträchtliche Zahl von Vertragsstaaten der Kommission In-
formationen über die äußeren Grenzen ihres Festlandsockels
jenseits von 200 Seemeilen übermittelt hat, dass die Kommis-
sion nach wie vor ihre Rolle wahrnimmt, so auch indem sie
Empfehlungen an die Küstenstaaten richtet, und dass die Zu-
sammenfassungen der Empfehlungen veröffentlicht wur-
den87, 

sowie feststellend, dass zahlreiche Küstenvertragsstaa-
ten vorläufige, als Anhalt dienende Informationen über die
äußeren Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 See-
meilen übermittelt haben, entsprechend dem Beschluss der
achtzehnten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsüber-
einkommens bezüglich des Arbeitsvolumens der Kommis-
sion und der Fähigkeit der Staaten, insbesondere der Entwick-
lungsstaaten, die Anforderungen von Anlage II Artikel 4 des
Übereinkommens sowie den Beschluss in Absatz a des Doku-
ments SPLOS/72 zu erfüllen88, 

ferner feststellend, dass einige Küstenstaaten mögli-
cherweise auch künftig vor besondere Herausforderungen ge-
stellt sein werden, wenn es darum geht, die Unterlagen für die

feststellend
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unter Hinweis auf ihren in den Resolutionen 57/141
vom 12. Dezember 2002 und 58/240 vom 23. Dezember 2003
auf Empfehlung des Weltgipfels für nachhaltige Entwick-
lung91 gefassten Beschluss, im Rahmen der Vereinten Natio-
nen einen regelmäßigen globalen Berichterstattungs- und Be-
wertungsprozess zum Zustand der Meeresumwelt, einschließ-
lich aktueller und absehbarer sozioökonomischer Aspekte,
einzurichten und dabei die bestehenden Regionalbeurteilun-
gen zugrunde zu legen, und feststellend, dass es diesbezüglich
der Zusammenarbeit aller Staaten bedarf,

sowie unter Hinweis auf die Einleitung der Anlaufphase,
der „Bewertung der Bewertungen“, und Kenntnis nehmend
von der Arbeit, die die gemäß Resolution 60/30 vom 29. No-
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angemessene Verhältnis zwischen dem Bergungsrecht und
dem wissenschaftlichen Management und der Erhaltung des
Unterwasser-Kulturerbes, den Ausbau der technologischen
Fähigkeiten zur Entdeckung und Erreichung von Unterwas-
serstätten, die Plünderung und die Zunahme des Unterwasser-
tourismus zusammenzuarbeiten; 

8.
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Kriminalität und den dazugehörigen Protokollen95, weiter zu
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26. erkennt außerdem den Beitrag an, den das Stipen-



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

46

kommt, und begrüßt die von dem Seegerichtshof zur Einhal-
tung dieser Vorschriften ergriffenen Maßnahmen;

VII

Festlandsockel und Tätigkeit der Kommission

39. erinnert daran, dass im Einklang mit Artikel 76
Absatz 8 des Seerechtsübereinkommens der Küstenstaat der
nach Anlage II des Übereinkommens auf der Grundlage einer
gerechten geografischen Vertretung gebildeten Kommission
Angaben über die Grenzen seines Festlandsockels übermit-
telt, sofern sich dieser über 200 Seemeilen von den Basisli-
nien hinaus erstreckt, von denen aus die Breite des Küsten-
meers gemessen wird, dass die Kommission an die Küsten-
staaten Empfehlungen in Fragen richtet, die sich auf die Fest-
legung der äußeren Grenzen ihrer Festlandsockel beziehen,
und dass die von einem Küstenstaat auf der Grundlage dieser
Empfehlungen festgelegten Grenzen des Festlandsockels
endgültig und verbindlich sind;

40. erinnert außerdem daran, dass im Einklang mit
Artikel 77 Absatz 3 des Seerechtsübereinkommens die Rech-
te des Küstenstaats am Festlandsockel weder von einer tat-
sächlichen oder nominellen Besitzergreifung noch von einer
ausdrücklichen Erklärung abhängig sind; 

41. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass eine
beträchtliche Zahl von Vertragsstaaten des Seerechtsüberein-
kommens der Kommission in Übereinstimmung mit Arti-
kel 76 des Übereinkommens und mit Anlage II Artikel 4 des
Übereinkommens und unter Berücksichtigung des in Ab-
satz a des Dokuments SPLOS/72 enthaltenen Beschlusses der
elften Tagung der Vertragsstaaten des Übereinkommens In-
formationen über die Festlegung der äußeren Grenzen des
Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen übermittelt hat; 

42. nimmt außerdem mit Befriedigung davon Kennt-
nis, dass eine beträchtliche Zahl von Vertragsstaaten des See-
rechtsübereinkommens dem Generalsekretär gemäß dem Be-
schluss der achtzehnten Tagung der Vertragsstaaten des
Übereinkommens101 vorläufige, als Anhalt dienende Informa-
tionen über die äußeren Grenzen des Festlandsockels jenseits
von 200 Seemeilen, eine Beschreibung des Ausarbeitungs-
stands und das beabsichtigte Datum der Vorlage im Einklang
mit den Anforderungen von Artikel 76 des Übereinkommens
und mit der Geschäftsordnung und den Wissenschaftlich-
technischen Richtlinien der Kommission übermittelt hat;

43. nimmt ferner mit Befriedigung Kenntnis von den
Fortschritten bei der Tätigkeit der Kommission102 und davon,
dass sie derzeit mehrere betreffend die Festlegung der äuße-
ren Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen
übermittelte Unterlagen prüft;

44. stellt mit Befriedigung fest, dass die Kommission
unter Berücksichtigung des Beschlusses der achtzehnten Ta-

gung der Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkommens103

Verzeichnisse von Webseiten von Organisationen, Daten-/In-
formationsportalen und Dateninhabern zusammengestellt hat,
über die auf allgemeine Angaben und öffentlich verfügbare
wissenschaftlich-technische Daten zugegriffen werden kann,
die für die Erstellung der zu übermittelnden Unterlagen von
Nutzen sein können, und diese Informationen auf ihrer Web-
site zugänglich gemacht hat104;

45. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen der Kom-
mission zu den von einer Reihe von Staaten übermittelten Un-
terlagen und begrüßt es, dass Zusammenfassungen der Emp-
fehlungen veröffentlicht werden87; 

46. stellt fest, dass die Prüfung der von den Küsten-
staaten im Einklang mit Artikel 76 und Anlage II des See-
rechtsübereinkommens übermittelten Unterlagen durch die
Kommission unbeschadet der Anwendung anderer Teile des
Übereinkommens durch die Vertragsstaaten erfolgt;

47. stellt mit Besorgnis fest, dass das auf die beträcht-
liche Zahl vorgelegter Unterlagen zurückzuführende hohe
Arbeitsvolumen der Kommission zusätzliche Anforderungen
und Herausforderungen für ihre Mitglieder und das von der
Seerechtsabteilung gestellte Sekretariat bedeutet, und betont
in diesem Zusammenhang, dass sichergestellt werden muss,
dass die Kommission ihre Aufgaben rasch, effizient und
wirksam wahrnehmen und ihr hohes Niveau an Qualität und
Sachverstand aufrechterhalten kann; 

48. nimmt Kenntnis von dem im Bericht der neunzehn.1(d)-5.6(ez.5(r)]T362 ih.4(e)des See-)it Besorg-1.108e2 t95 r6Ie II des Se
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ihren Unterkommissionen bei der Prüfung der übermittelten
Unterlagen gemäß Anhang III Ziffer 9 der Geschäftsordnung
der Kommission verstärkt Unterstützung und Hilfe gewährt
wird, unter Berücksichtigung der Notwendigkeit gleichzeiti-
ger Arbeiten an mehreren Unterlagen;

51. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, der
Kommission auch weiterhin alle erforderlichen Sekretariats-
dienste im Einklang mit Anlage II Artikel 2 Absatz 5 des See-
rechtsübereinkommens bereitzustellen;

52. ermutigt die Staaten, aktiv an der laufenden Arbeit
der mit den Fragen im Zusammenhang mit dem Arbeitsvolu-
men der Kommission befassten informellen Arbeitsgruppe
mitzuwirken und konstruktiv dazu beizutragen, damit die Ta-
gung der Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkommens Mit-
tel und Wege, einschließlich kurz-, mittel- und langfristiger
Maßnahmen, prüfen kann, die gewährleisten, dass die Kom-
mission ihre Aufgaben nach dem Übereinkommen rasch, effi-
zient und wirksam wahrnehmen und ihr hohes Niveau an
Qualität und Sachverstand aufrechterhalten kann;

53. ersucht den Generalsekretär, die Anmerkungen
der informellen Arbeitsgruppe, die gebeten wird, sie so bald
wie möglich vor Mitte Februar 2010 vorzulegen, im Rahmen
der Aktualisierung des Dokuments betreffend Fragen im Zu-
sammenhang mit dem Arbeitsvolumen der Kommission zur
Begrenzung des Festlandssockels105 zu prüfen;

54. ermutigt die Staaten zu zusätzlichen Beiträgen an
den freiwilligen Treuhandfonds, der mit Resolution 55/7 ein-
gerichtet wurde, um die Erstellung der der Kommission zu
übermittelnden Unterlagen zu erleichtern, und an den freiwil-
ligen Treuhandfonds, der mit derselben Resolution eingerich-
tet wurde, um die Kosten der Teilnahme der Kommissions-
mitglieder aus Entwicklungsländern an den Tagungen der
Kommission tragen zu helfen; 

55. billigt es, dass der Generalsekretär die fünfund-
zwanzigste Tagung der Kommission für den 15. März bis
23. April 2010 und die sechsundzwanzigste Tagung für den
2. bis 27. August 2010 nach New York einberufen hat, mit
vollständiger Konferenzbetreuung für die im Plenum statt-
findenden Tagungsteile106, und ersucht den Generalsekretär,
alles zu tun, um diesen Bedarf im Rahmen der insgesamt vor-
handenen Ressourcen zu decken, mit der Maßgabe, dass die
folgenden Zeiträume für die fachliche Prüfung der übermit-
telten Unterlagen im GIS-Labor und in anderen technischen
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77. bekundet ihre ernsthafte Besorgnis über die anhal-
tende Zunahme der Fälle von Seeräuberei und bewaffneter
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86. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, in Zusam-
menarbeit mit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisa-
tion den Schutz von Offshore-Anlagen zu verbessern, indem
sie Maßnahmen zur Verhütung, Meldung und Untersuchung
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106. fordert die Staaten auf, auch weiterhin bei der
Ausarbeitung umfassender Ansätze für die internationale Mi-
gration und Entwicklung zusammenzuarbeiten, einschließlich
im Wege des Dialogs über alle ihre Aspekte; 

107. bekräftigt, dass die Flaggen-, Hafen- und Küsten-
staaten sämtlich die Verantwortung dafür tragen, die wirksa-
me Durchführung und Durchsetzung der internationalen
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zung enthalten, zu ratifizieren beziehungsweise ihnen beizu-
treten und die mit dem Völkerrecht, namentlich dem See-
rechtsübereinkommen, vereinbaren notwendigen Maßnah-
men zur Durchführung und Durchsetzung der in diesen Über-
einkünften enthaltenen Regeln zu beschließen;

116. legt den Staaten nahe, direkt oder über die zustän-
digen internationalen Organisationen die bedarfsgerechte und
im Einklang mit dem Völkerrecht, namentlich dem Seerechts-
übereinkommen, erfolgende Weiterentwicklung der Prozesse
zur Umweltverträglichkeitsprüfung für geplante, ihren Ho-
heitsbefugnissen oder ihrer Kontrolle unterstehende Tätigkei-
ten, die eine wesentliche Verschmutzung oder beträchtliche
und schädliche Veränderungen der Meeresumwelt zur Folge
haben können, zu erwägen;

117. legt den Staaten nahe, Vertragsparteien von Regio-
nalmeerübereinkommen zu werden, deren Ziel der Schutz
und die Bewahrung der Meeresumwelt ist; 

118. legt den Staaten außerdem nahe, im Einklang mit
dem Völkerrecht, namentlich dem Seerechtsübereinkommen
und anderen einschlägigen Rechtsinstrumenten, entweder auf
bilateraler oder auf regionaler Ebene gemeinsam Notfallpläne
zu erarbeiten und zu fördern, um Verschmutzungsereignissen
sowie anderen Ereignissen zu begegnen, die der Meeresum-
welt und der biologischen Vielfalt der Meere schwerwiegen-
de Schäden zufügen dürften; 

119. erkennt an, wie wichtig es ist, die Auswirkungen
der Klimaänderungen auf die Ozeane besser zu verstehen,
und dankt der Regierung Indonesiens für die Abhaltung der
Weltozeankonferenz vom 11. bis 15. Mai 2009 in Manado
(Indonesien), auf der die Erklärung von Manado über die
Ozeane angenommen wurde;

120. begrüßt die von dem Umweltprogramm der Ver-
einten Nationen in Zusammenarbeit mit den einschlägigen
Organen und Organisationen der Vereinten Nationen durch-
geführten Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Meeres-
müll und ermutigt die Staaten, weiter Partnerschaften mit der
Industrie und der Zivilgesellschaft aufzubauen, um das Aus-
maß der Auswirkungen des Meeresmülls auf die Gesundheit
und die Produktivität der Meeresumwelt und des daraus resul-
tierenden wirtschaftlichen Schadens stärker ins Bewusstsein
zu rücken; 

121. fordert die Staaten nachdrücklich auf, das Problem
des Meeresmülls in ihre nationalen Strategien zur Abfall-
behandlung in der Küstenzone, in Häfen und in maritimen In-
dustrien, namentlich Verwertung, Wiederverwendung, Ver-
ringerung und Entsorgung, einzubinden und die Entwicklung
geeigneter wirtschaftlicher Anreize zur Behebung dieses Pro-
blems zu fördern, namentlich die Entwicklung von Kosten-
deckungssystemen, die einen Anreiz zur Nutzung von Hafen-
auffangeinrichtungen bieten und Schiffe davon abbringen,
Müll ins Meer einzubringen, und legt den Staaten 
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geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um den in der Erklä-
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und die Festlegung von Prioritäten für Bewirtschaftungsmaß-
nahmen mit dem Ziel der Bewahrung der Intaktheit der Öko-
systeme erfordern;

b) stellt fest, dass Ökosystemansätze zur Bewirt-
schaftung der Ozeane auf die Regelung menschlicher Aktivi-
täten gerichtet sein sollen, um die Gesundheit der Ökosyste-
me zu erhalten und erforderlichenfalls wiederherzustellen
und so die dauerhafte Bereitstellung von Gütern und ökologi-
schen Dienstleistungen zu gewährleisten, zur Ernährungs-
sicherheit und dem damit verbundenen sozialen und wirt-
schaftlichen Nutzen beizutragen, Existenzgrundlagen dauer-
haft und auf eine den internationalen Entwicklungszielen,
einschließlich der in der Millenniums-Erklärung enthaltenen
Ziele, förderliche Weise zu unterstützen und die biologische
Vielfalt der Meere zu erhalten; 

c) erinnert daran, dass sich die Staaten bei der An-
wendung von Ökosystemansätzen von verschiedenen bereits
vorhandenen Übereinkünften, insbesondere dem Seerechts-
übereinkommen, das den Rechtsrahmen für alle Tätigkeiten
in den Ozeanen und Meeren bildet, seinen Durchführungs-
übereinkommen sowie von anderen Verpflichtungen, wie et-
wa denjenigen aus dem Übereinkommen über die biologische
Vielfalt139, und von der auf dem Weltgipfel für nachhaltige
Entwicklung erhobenen Forderung, bis 2010 einen Ökosys-
temansatz anzuwenden, leiten lassen sollen;

d) legt den Staaten nahe, zusammenzuarbeiten und
sich abzustimmen und nach Bedarf einzeln oder gemeinsam
im Einklang mit dem Völkerrecht, einschließlich des See-
rechtsübereinkommens und anderer anwendbarer Überein-
künfte, alle Maßnahmen zur Bewältigung der Auswirkungen
auf die marinen Ökosysteme innerhalb und außerhalb der na-
tionalen Hoheitsbereiche zu ergreifen und dabei die Intaktheit
der betreffenden Ökosysteme zu berücksichtigen;

135. bittet die zuständigen Organisationen und Organe,



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

56

Hoheitsbereiche („Offene informelle Ad-hoc-Arbeitsgrup-
pe“) weiter zu behandeln, mit dem Ziel, in dieser Frage wei-
tere Fortschritte zu erzielen;

143. ist sich der Fülle und Vielfalt der genetischen Res-
sourcen der Meere und des Wertes bewusst, den sie ange-
sichts der Vorteile, Güter und Leistungen, die aus ihnen ge-
wonnen werden können, aufweisen; 

144. ist sich außerdem dessen bewusst, wie wichtig die
Erforschung der genetischen Ressourcen der Meere ist, um
das wissenschaftliche Verständnis und die Nutzungs- und
Einsatzmöglichkeiten zu erweitern und die Bewirtschaftung
der marinen Ökosysteme zu verbessern; 

145. legt den Staaten und den internationalen Organisa-
tionen nahe, namentlich durch bilaterale, regionale und glo-
bale Kooperationsprogramme und Partnerschaften auch wei-
terhin den Aufbau von Kapazitäten auf dem Gebiet der wis-
senschaftlichen Meeresforschung vor allem in den Entwick-
lungsländern nachhaltig und umfassend zu unterstützen, zu
fördern und zu verstärken und dabei insbesondere zu berück-
sichtigen, dass mehr taxonomische Kapazitäten geschaffen
werden müssen; 

146. ersucht den Generalsekretär erneut, im Einklang
mit den Ziffern 127 bis 130 der Resolution 63/111 eine Ta-
gung der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe einzu-
berufen, die vom 1. bis 5. Februar 2010 stattfinden und der
Generalversammlung Empfehlungen vorlegen soll;

147. nimmt Kenntnis von dem aufgrund des Ersuchens
in Ziffer 128 der Resolution 63/111 erstellten Bericht des Ge-
neralsekretärs über die Erhaltung und nachhaltige Nutzung
der biologischen Vielfalt der Meere außerhalb der nationalen
Hoheitsbereiche142; 

148. bittet die Staaten, auf der bevorstehenden Tagung
der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe im Rahmen
ihres Mandats Fragen der Meeresschutzgebiete und der Pro-
zesse zur Umweltverträglichkeitsprüfung weiter zu behan-
deln;

149. nimmt Kenntnis von der Tätigkeit im Rahmen des
Mandats von Jakarta für die biologische Vielfalt der Meere
und Küsten143 und des auf dem Übereinkommen über die bio-
logische Vielfalt beruhenden ausführlichen Arbeitspro-
gramms für die biologische Vielfalt der Meere und Küsten144

sowie von den einschlägigen Beschlüssen, die die Konferenz
der Vertragsparteien des Übereinkommens über die biologi-
sche Vielfalt auf ihrer neunten Tagung fasste130;

150. erklärt erneut, dass die Staaten einzeln oder über
die zuständigen internationalen Organisationen dringend prü-
fen müssen, wie das Management der Risiken für die meeres-
biologische Vielfalt der Tiefseeberge, der Kaltwasserkoral-
len, der hydrothermalen Quellen und bestimmter anderer Un-

terwassergebilde auf der Grundlage der besten verfügbaren
wissenschaftlichen Erkenntnisse und des Vorsorgeansatzes
und im Einklang mit dem Seerechtsübereinkommen und da-
mit zusammenhängenden Vereinbarungen und Übereinkünf-
ten integriert und verbessert werden kann; 

151. fordert die Staaten und die internationalen Organi-
sationen auf, dringend weitere Maßnahmen zu ergreifen, um
im Einklang mit dem Völkerrecht gegen zerstörerische Prak-
tiken vorzugehen, die nachteilige Auswirkungen auf die bio-
logische Vielfalt und die Ökosysteme der Meere haben, na-
mentlich auf Tiefseeberge, hydrothermale Quellen und Kalt-
wasserkorallen;

152. fordert
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155. nimmt außerdem Kenntnis von der Arbeit der vom
29. September bis 2. Oktober 2009 in Ottawa abgehaltenen
Sachverständigentagung des Übereinkommens über die bio-
logische Vielfalt betreffend wissenschaftlich-technische Leit-
linien für die Nutzung von Systemen der biogeografischen
Einstufung und die Ermittlung schutzbedürftiger Meeresge-
biete außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche146;

156. legt den Staaten nahe, Fortschritte bei der Erfül-
lung des für 2012 gesetzten Ziels für die Einrichtung von
Meeresschutzgebieten, einschließlich repräsentativer Netz-
werke, zu fördern, und fordert die Staaten auf, weiter Optio-
nen für die Ermittlung und den Schutz ökologisch oder biolo-
gisch bedeutsamer Gebiete im Einklang mit dem Völkerrecht
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Convention on the Law of the Sea (Wissenschaftliche Meeres-
forschung: Leitfaden für die Durchführung der einschlägigen
Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten
Nationen)148 behilflich zu sein, und nimmt ferner davon
Kenntnis, dass die überarbeitete Fassung infolge dieser Arbeit
2010 als Veröffentlichung der Vereinten Nationen herausge-
geben werden soll; 

169. betont, wie wichtig es ist, das wissenschaftliche
Verständnis der Wechselwirkung zwischen den Ozeanen und
der Atmosphäre zu vertiefen, namentlich durch die Mitarbeit
an den von der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen
Kommission, dem Umweltprogramm der Vereinten Natio-
nen, der Weltorganisation für Meteorologie und dem Interna-
tionalen Rat für Wissenschaft geförderten Ozeanbeobach-
tungsprogrammen und geografischen Informationssystemen,
wie etwa dem Globalen Ozeanbeobachtungssystem, vor al-
lem in Anbetracht ihrer Rolle bei der Überwachung und Vor-
hersage der Klimaänderungen und Klimaschwankungen und
bei der Einrichtung und dem Betrieb von Tsunami-Warnsys-
temen;

170. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Fort-
schritten, die die Zwischenstaatliche Ozeanographische
Kommission und die Mitgliedstaaten bei der Einrichtung re-
gionaler und nationaler Systeme für Tsunami-Warnung und
-Folgenbegrenzung erzielt haben, begrüßt es, dass die Verein-
ten Nationen und andere zwischenstaatliche Organisationen
diesbezüglich weiter zusammenarbeiten, und legt den Mit-
gliedstaaten nahe, ihre nationalen Warn- und Folgenbegren-
zungssysteme erforderlichenfalls im Rahmen eines globalen,
ozeanbezogenen und auf Mehrfachrisiken ausgerichteten An-
satzes einzurichten und weiterzuführen, um Verluste von
Menschenleben und Schäden für die Volkswirtschaften zu
verringern und die Widerstandskraft der Küstengemeinschaf-
ten gegen Naturkatastrophen zu stärken;

171. nimmt Kenntnis von der Resolution XXV-13 über
die weltweite Koordinierung der Frühwarn- und Folgenbe-
grenzungssysteme für Tsunamis und andere meeresspiegel-
bezogene Gefahren, die von der Versammlung der Zwischen-
staatlichen Ozeanographischen Kommission auf ihrer vom
16. bis 25. Juni 2009 in Paris abgehaltenen fünfundzwanzigs-
ten Tagung verabschiedet wurde149;

172. bekundet ihre Besorgnis über die beabsichtigten
oder unbeabsichtigten Schäden an den Plattformen, die für
die Ozeanbeobachtung und die wissenschaftliche Meeresfor-
schung genutzt werden, wie verankerten Bojen und Tsuname-
tern, und legt den Staaten eindringlich nahe, die erforderli-
chen Maßnahmen zu ergreifen und in den entsprechenden Or-
ganisationen, namentlich der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen, der Zwischen-
staatlichen Ozeanographischen Kommission und der Weltor-

ganisation für Meteorologie, zusammenzuarbeiten, um solche
Schäden zu beheben; 

XII

Regelmäßiger globaler Berichterstattungs- und 
Bewertungsprozess zum Zustand der Meeresumwelt, 

einschließlich sozioökonomischer Aspekte

173. weist erneut auf die Notwendigkeit hin, die regel-
mäßige wissenschaftliche Bewertung des Zustands der Mee-
resumwelt zu verstärken, um die wissenschaftliche Grundla-
ge für die Politikkonzeption zu verbessern;

174. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht über
die „Bewertung der Bewertungen“ der Sachverständigen-
gruppe nach Resolution 60/3084 und erkennt die Unterstüt-
zung an, die das Umweltprogramm der Vereinten Nationen
und die Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission
als die federführenden Organisationen der „Bewertung der
Bewertungen“ gewährt haben;

175. nimmt Kenntnis von dem Bericht über die Ergeb-
nisse der „Bewertung der Bewertungen“, den die federführen-
den Organisationen nach Resolution 60/30 vorgelegt haben
und der gemäß Resolution 63/111 auch den Bericht über die
vom 15. bis 17. April 2009 in Paris abgehaltene vierte Tagung
der Ad-hoc-Lenkungsgruppe für die „Bewertung der Bewer-
tungen“ enthält84;

176. begrüßt es, dass die Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe
gemäß Ziffer 157 der Resolution 63/111 vom 31. August bis
4. September 2009 in New York tagte, mit dem Auftrag, der
Generalversammlung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung
eine Vorgehensweise auf der Grundlage der Ergebnisse der
vierten Tagung der Ad-hoc-Lenkungsgruppe zu empfehlen;

177. schließt sich den Empfehlungen an, die die Ad-
hoc-Plenararbeitsgruppe verabschiedet hat und in denen sie
einen Rahmen für den Regelmäßigen Prozess vorschlägt, sei-
nen ersten Zyklus und einen künftigen Weg beschreibt und
betont, dass vor der fünfundsechzigsten Tagung der General-
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rer fünfundsechzigsten Tagung diesbezügliche Empfehlun-
gen vorzulegen;

179. bittet die Staaten, zur Erleichterung der Be-
schlussfassung über den ersten Zyklus des Regelmäßigen
Prozesses dem Generalsekretär ihre Auffassungen über die
Grundbausteine dieses Prozesses vorzulegen, und ersucht den
Generalsekretär, diese Auffassungen der Generalversamm-
lung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung im Rahmen seines
Jahresberichts über Ozeane und Seerecht zu präsentieren;

180. ersucht den Generalsekretär, die Vorsitzenden der
Regionalgruppen zu bitten, für den Zeitraum bis einschließ-
lich der in Ziffer 178 genannten informellen Tagung der Ad-
hoc-Plenararbeitsgruppe eine fachlich und geografisch ange-
messen besetzte Sachverständigengruppe zu bilden, der
höchstens 25 Sachverständige und nicht mehr als 5 Sachver-
ständige je Regionalgruppe angehören;

181. ersucht die Sachverständigengruppe, auf der
nächsten Tagung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe zu den in
Ziffer 60 des Berichts über die Ergebnisse der „Bewertung
der Bewertungen“151 aufgeführten Fragen Antworten und
Vorschläge vorzulegen, so auch im Hinblick auf die Möglich-
keit, nach Bedarf und im Rahmen der verfügbaren Mittel vor-
bereitende Arbeiten durchzuführen, und dabei die von den
Staaten vorgelegten Auffassungen und Bemerkungen zu be-
rücksichtigen;

182. ersucht die Seerechtsabteilung, gegebenenfalls in
Zusammenarbeit mit den zuständigen Sonderorganisationen
und Programmen der Vereinten Nationen Unterstützung für
den in den Ziffern 178 bis 181 und 183 dargelegten Regelmä-
ßigen Prozess zu gewähren und hierfür vorhandene Mittel
oder Mittel aus dem freiwilligen Treuhandfonds zu verwen-
den; 

183. ersucht den Generalsekretär, einen freiwilligen
Treuhandfonds zu dem Zweck einzurichten, die Aktivitäten
im Rahmen des ersten Fünfjahreszyklus des Regelmäßigen
Prozesses zu unterstützen und namentlich den in Ziffer 180
genannten Sachverständigen aus Entwicklungsländern, insbe-
sondere den am wenigsten entwickelten Ländern, den kleinen
Inselentwicklungsländern und den Binnenentwicklungslän-
dern, die an der Tagung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe im
Jahr 2010 teilnehmen, Hilfe zu gewähren, sowie einen Son-
derfonds für Stipendien zur Unterstützung von Schulungspro-
grammen für Entwicklungsländer einzurichten, und legt den
Mitgliedstaaten, den internationalen Finanzinstitutionen, den
Geberorganisationen, den zwischenstaatlichen Organisatio-
nen, den nichtstaatlichen Organisationen und natürlichen und
juristischen Personen nahe, zu den Fonds beizutragen;

XIII

Regionale Zusammenarbeit

184. stellt fest, dass in verschiedenen Regionen mehrere
Regionalinitiativen zur Förderung der Durchführung des See-

rechtsübereinkommens ergriffen wurden, nimmt in diesem
Zusammenhang Kenntnis von dem auf die Karibik ausgerich-
teten Hilfsfonds, der hauptsächlich durch technische Hilfe die
freiwillige Führung von Verhandlungen über die Festlegung
der Seegrenzen zwischen den karibischen Staaten erleichtern
soll, nimmt erneut Kenntnis von dem Friedensfonds für die
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besondere vor und während der Vorbereitungstagung für den
Beratungsprozess, und verweist auf ihren diesbezüglichen
Beschluss in Resolution 63/111, dass die elfte Tagung des Be-
ratungsprozesses auf den von der Generalversammlung auf
ihrer vierundsechzigsten Tagung gefassten Beschlüssen beru-
hen soll; 

190. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit den
Ziffern 2 und 3 der Resolution 54/33 die elfte Tagung des Be-
ratungsprozesses für den 21. bis 25. Juni 2010 nach New
York einzuberufen, ihm die zur Durchführung seiner Arbeit
erforderlichen Einrichtungen zur Verfügung zu stellen und zu
veranlassen, dass die Seerechtsabteilung, gegebenenfalls in
Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Stellen des Sekre-
tariats, Unterstützung gewährt;

191. bekundet ihre ernsthafte Besorgnis darüber, dass
es dem mit Resolution 55/7 eingerichteten freiwilligen Treu-
handfonds an Mitteln mangelt, um den Entwicklungsländern,
insbesondere den am wenigsten entwickelten Ländern, den
kleinen Inselentwicklungsländern und den Binnenentwick-
lungsländern, die Teilnahme an den Tagungen des Beratungs-
prozesses zu erleichtern, und fordert die Staaten nachdrück-
lich auf, zusätzliche Beiträge zu dem Treuhandfonds zu leis-
ten;

192. beschließt, dass die Vertreter aus Entwicklungs-
ländern, die von den Kovorsitzenden im Benehmen mit den
Regierungen eingeladen werden, während der Tagungen des
Beratungsprozesses Vorträge zu halten, bei der Auszahlung
von Mitteln aus dem mit Resolution 55/7 eingerichteten frei-
willigen Treuhandfonds vorrangig berücksichtigt werden, da-
mit sie ihre Reisekosten decken können, und dass sie außer-
dem Tagegeld erhalten dürfen, sofern nach Deckung der Rei-
sekosten aller anderen in Frage kommenden Vertreter aus den
in Ziffer 191 genannten Ländern noch Mittel vorhanden sind;

193. beschließt außerdem, dass sich der Beratungspro-
zess auf seiner elften Tagung bei der Erörterung des Berichts
des Generalsekretärs über Ozeane und Seerecht auf den Auf-
bau von Kapazitäten auf dem Gebiet der Meeresangelegen-
heiten und des Seerechts, einschließlich der Meereswissen-
schaft, konzentrieren wird; 

XV

Koordinierung und Zusammenarbeit

194. ermutigt die Staaten, eng mit den internationalen
Organisationen, Fonds und Programmen sowie mit den Son-
derorganisationen des Systems der Vereinten Nationen und
den einschlägigen internationalen Übereinkommen zusam-
menzuarbeiten und sie als Forum zu nutzen, um neue Schwer-
punktbereiche für die verbesserte Koordinierung und Zusam-
menarbeit sowie die besten Vorgehensweisen zur Behand-
lung dieser Fragen aufzuzeigen;

195. legt den aufgrund des Seerechtsübereinkommens
geschaffenen Organen nahe, bei der Erfüllung ihres jeweili-

gen Mandats sich nach Bedarf stärker miteinander abzustim-
men und zusammenzuarbeiten;

196. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution den
Leitern der mit Meeresangelegenheiten und Seerecht befass-
ten zwischenstaatlichen Organisationen, Sonderorganisatio-
nen und Fonds und Programme der Vereinten Nationen sowie
der Finanzierungsinstitutionen zur Kenntnis zu bringen, und
unterstreicht, wie wichtig ihre konstruktiven und aktuellen
Beiträge zu dem Bericht des Generalsekretärs über Ozeane
und Seerecht und ihre Teilnahme an den entsprechenden Ta-
gungen und Prozessen sind;

197. begrüßt die Tätigkeit der Sekretariate der zuständi-
gen Sonderorganisationen, Programme, Fonds und Organe
der Vereinten Nationen und der Sekretariate der verwandten
Organisationen und Übereinkommen zur Verstärkung der in-
terinstitutionellen Koordinierung und Zusammenarbeit in
Meeresfragen, so auch durch UN-Ozeane, den interinstitutio-
nellen Koordinierungsmechanismus für Meeres- und Küsten-
fragen im System der Vereinten Nationen;

198. ermutigt UN-Ozeane, den Mitgliedstaaten auch
weiterhin aktuelle Informationen über seine Prioritäten und
Initiativen zu übermitteln, insbesondere in Bezug auf die vor-
geschlagene Mitwirkung an UN-Ozeane;

XVI

Tätigkeiten der Abteilung 
Meeresangelegenheiten und Seerecht

199. dankt dem Generalsekretär für den von der See-
rechtsabteilung erstellten umfassenden Jahresbericht über
Ozeane und Seerecht sowie für die sonstigen Aktivitäten der
Abteilung, die den hohen Standard der den Mitgliedstaaten
von der Abteilung gewährten Unterstützung widerspiegeln;

200. stellt mit Befriedigung fest, dass die Vereinten Na-
tionen am 8. Juni 2009 erstmals den Welttag der Ozeane be-
gangen haben, und bittet die Seerechtsabteilung, die interna-
tionale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Seerechts und
der Meeresangelegenheiten im Rahmen der künftigen Bege-
hung des Welttags der Ozeane sowie durch ihre Teilnahme an
anderen Veranstaltungen, wie den Weltausstellungen 2010 in
Shanghai (China) und 2012 in Yeosu (Republik Korea) und
dem Europäischen Tag der Meere, der vom 19. bis 21. Mai
2010 in Gijón (Spanien) begangen wird, weiter zu fördern
und zu erleichtern;

201. ersucht den Generalsekretär, die ihm mit dem See-
rechtsübereinkommen und den damit zusammenhängenden
Resolutionen der Generalversammlung, namentlich den Re-
solutionen 49/28 und 52/26, übertragenen Aufgaben und
Funktionen auch künftig wahrzunehmen und sicherzustellen,
dass der Seerechtsabteilung im Rahmen des für die Organisa-
tion gebilligten Haushaltsplans ausreichende Mittel zur
Durchführung ihrer Tätigkeit zugewiesen werden;
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XVII

Fünfundsechzigste Tagung der Generalversammlung

202. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit den
Resolutionen 49/28, 52/26 und 54/33 einen umfassenden Be-
richt über Entwicklungen und Fragen im Zusammenhang mit
Meeresangelegenheiten und dem Seerecht, einschließlich der
Durchführung dieser Resolution, in seiner gegenwärtigen
ausführlichen Form und gemäß der bisherigen Praxis zur Be-
handlung durch die Generalversammlung auf ihrer fünfund-
sechzigsten Tagung zu erstellen und den Abschnitt des Be-
richts, der das Schwerpunktthema der elften Tagung des Be-
ratungsprozesses betrifft, mindestens sechs Wochen vor der
Tagung des Beratungsprozesses zur Verfügung zu stellen;

203. hebt die entscheidende Rolle hervor, die dem um-
fassenden Jahresbericht des Generalsekretärs zukommt, der
Informationen über Entwicklungen in Bezug auf die Durch-
führung des Seerechtsübereinkommens und die Arbeit der
Vereinten Nationen, ihrer Sonderorganisationen und anderer
Einrichtungen im Bereich der Meeresangelegenheiten und
des Seerechts auf globaler und regionaler Ebene einschließt
und dementsprechend die Grundlage für die jährliche Be-




